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Da staunte Ersin Ari nicht schlecht, 
als der Hausmeister ihm erzählte, 
dass der Fahrradkeller geräumt 
worden sei.  Angeblich hätte ein 
Brief der Meier Haus- und 
Grundverwaltung die Mieter infor-
mieren sollen. Dieser Brief ist nur 
leider nie angekommen, weder im 
Haus in der Schillerstraße, in dem 
Ersin Ari wohnt, noch im Nach-
barhaus.

Ärgerlich für Ersin Ari, denn in 
dem Keller hatte er drei Fahrräder 
und ein Go-Kart stehen, die nun al-
lesamt weg sind.  „Ich habe bei den 
Nachbarn und auch nebenan im 
Haus nachgefragt, niemand wusste 
etwas über die Räumung“, erzählt 
er. Die Hausverwaltung verwies auf 
den Informationsbrief, der nur nie 
angekommen ist. 

Schließlich wandte der 49-Jäh-
rige sich an den Mieterverein Ha-
gen. Der schrieb der Hausver-
waltung und bat um Stellungnah-
me. Tatsächlich bestätigt und be-

dauert die Meier Haus- und Grund-
verwaltung die Leerung des Fahr-
radkellers und räumt ein, dass „es 
sich als richtig herausgestellt hat, 
dass die Ankündigung der Leerung 
ihre Mitglieder nie erreicht hat.“ 
Man sei bereit, für den entstande-
nen Schaden aufzukommen, wo-
für man entsprechende Rechnun-
gen und Nachweise bräuchte. Mit 
Fotos könne man die Fahrräder mit 
der internen Fotodokumentation 
abgleichen. Diese Dokumentation 
wurde dem Mieterverein aber bis 
dato noch nicht übermittelt.

Doch so einfach ist das nicht, 
denn Ersin Ari hat keine Belege. 
„Ich habe die Fahrzeuge alle ge-
braucht gekauft“, sagt er. „Das Go-
kart war von der Firma Berg, ein 
Doppelsitzer. Es hat damals 400 Eu-
ro gekostet. Sogar Erwachsene kön-
nen darauf fahren.“

In einem weiteren Schreiben 
der Hausverwaltung wird behaup-
tet, dass die Fahrräder in einem al-

entwendeten Fahrräder zu wel-
chem Preis angeschafft wurden. 
Dabei kann er auf ein vom Vermie-
ter aufgestelltes Bestandsverzeich-
nis zurückgreifen. Wenn dies 
durch den Vermieter nicht gesche-
hen ist, geht das Beweisproblem zu 
Lasten des Vermieters. Dieser muss 
dann beweisen, dass die verlustig 
gegangenen Gegenstände des Mie-
ters weniger Wert waren als vom 
Mieter behauptet.

 von RA Stefan Wintersohle

Wir müssen die 
Beiträge anpassen
Ab dem kommenden Jahr müs-
sen wir die Mitgliedsbeiträge der 
Mietervereine anpassen. Grund 
dafür sind unsere gestiegenen 
Ausgaben. Natürlich sind wir 
ebenso wie andere von einer 
Mieterhöhung, der Preissteige-
rung von Strom und Heizwärme 
betroffen. Außerdem müssen 
auch wir, als Arbeitgeber, die Ge-
hälter unserer Mitarbeiter anpas-
sen.  
 Deshalb gelten ab dem 1. Ja-
nuar 2025 folgende Beiträge:

Der monatliche Beitrag für 

Wohnungsmieter einschließlich 
selbstnutzender Wohnungsei-
gentümer nach WEG erhöht 
sich um 75 Cent. Damit steigt der 
Jahresbeitrag von 84 Euro auf
93 Euro.  

Der monatliche Beitrag für 
Mieter und Pächter von Ge-
werbe- oder Geschäftsräumen er-
höht sich um 1,50 Euro pro 
Monat. Der Jahresbeitrag steigt 
somit von 168 Euro auf 186 Euro.

Die Aufnahmegebühr erhöht 
sich um einen Euro von 26 Euro 
auf 27 Euro. 

Unsere Mitglieder hatten, wie an-
dere Hausbewohner auch, drei 
Fahrräder sowie ein Go-Kart im all-
gemeinen Fahrradkeller gelagert. 
Ohne Vorankündigung hat die 
Meier Haus- u. Grundverwaltung 
GmbH den kompletten Fahrrad-
keller räumen lassen, wobei alle 
Gegenstände zwischenzeitlich ent-
sorgt wurden und nicht mehr ver-
fügbar sind. Hier liegt eine 
verbotene Eigenmacht bzw. Selbst-
hilfe gem. § 858 BGB vor. Daraus er-
gibt sich, dass sich der Vermieter 
schadensersatzpflichtig gegenüber 
dem Mieter gemacht hat. Die Ver-
waltung gibt an, eine Fotodoku-
mentation vor Entsorgung der 
Fahrzeuge angefertigt zu haben. 
Auf Anforderung hin ist diese lei-
der bis heute nicht vorgelegt wor-
den. Normalerweise muss der 
Geschädigte beweisen, wann die 

Das sagt unser Rechtsberater

Hausverwaltung räumt 
ohne  Ankündigung 
Fahrradkeller

ten, dreckigen und defekten Zu-
stand waren. Funktionsfähige Rä-
der seien in das Treppenhaus 
gestellt worden. Nur leider hat Er-
sin Ari die nicht gefunden. Auch 
nicht sein Nachbar, der sein Moun-
tainbike von Cube vermisst.  Zu-
dem wird nun in Frage gestellt, ob 
überhaupt ein Go-Kart im Keller 
gestanden hätte. Ersin Ari ist fas-
sungslos: „Das kann sogar mein 
Nachbar bezeugen.“

Auch wenn die Versicherung 
den Schaden zahlt, ist die Ge-
schichte für die Mieter höchst är-
gerlich. „Jetzt sitze ich blöd da“, 
ärgert sich der Familienvater. „Jetzt 
wird nur noch der Zeitwert ge-
zahlt, und davon kann ich mir de-
finitiv nicht mehr das Gleiche kau-
fen.“ Unser Tipp nach dieser 
Geschichte: Machen Sie ein Foto 
von Ihrem Fahrrad oder notieren Sie 
sich die Fahrradnummer.
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Sagen Sie uns
Ihre Meinung
Sie haben Fragen, Kritik oder Anregungen 
für die Mieterzeitung? Schreiben Sie uns ­ 
Mieterzeitung@mietervereine­hagen.de

Sie sind umgezogen oder haben eine 
neue Kontoverbindeung?
Dann teilen Sie uns doch bitte Ihre Änderungen mit!
Sie erreichen uns unter  0 23 31 – 2 04 36 ­ 0
Per Mail an  Info@mietervereine­hagen.de
Bitte geben Sie dabei Ihre Mitgliedsnummer, das 
Geburtsdatum, Name und Anschrift und natürlich 
die neue Bankverbindung an.
Vielen Dank!

Es gab reichlich Diskussionen bei uns im Büro, 
ob das denn jetzt Diebstahl sei, wenn man
Fahrräder aus einem verschlossenen Keller­
raum, ohne das Wissen des Besitzers, entsor­
gen lässt. Schnell war klar, Diebstahl ist das 
nicht, denn das setzt voraus, dass man die ge­
stohlenen Sachen für sich oder eine weitere 
Person entwendet hat. Das ist hier nicht der 
Fall. Dennoch ist es für den Besitzer, sprich 
Mieter, mehr als ärgerlich, wenn die Fahrräder, 
die man zwar gebraucht gekauft, aber dennoch 
nach bestimmten Gesichtspunkten ausgesucht 
hat, nun weg sind, und die Versicherung nur 
noch den Zeitwert erstattet. 

Ich habe auch ein altes Mountainbike, fast 30 Jahre alt, das ich 
gebraucht übernommen habe. Lange bin ich davon ausgegan­
gen, dass es nichts mehr wert sei. Umso erstaunter war ich, als 
ich in einem Fahrradladen vom Besitzer erfuhr: „Diese alten Rä­
der sind jetzt richtig was wert!“ Gut, so viel fahre ich leider auch 
nicht mehr Fahrrad, dennoch habe ich mir vorgenommen, es jetzt 
immer abzuschließen. Aber wie sollte ich einer Versicherung klar 
machen, dass mein Fahrrad mehr wert ist, als es eigentlich den 
Anschein hat? Letztlich bliebe mir nur der Gang zum Fahrrad­
sachverständigen, um einen reellen Wert zu bekommen. 

Ob ein Vermieter in Zukunft auch wirklich reale Belege vorlegt, da 
wird sich ein Mieter demnächst wohl nicht mehr sicher sein kön­
nen, denn die Bundesregierung möchte die Bürokratie abbauen. 
In diesem Zuge sollen Vermieter nicht mehr verpflichtet sein, Ori­
ginalbelege vorlegen zu müssen. Es reichen ­ wohl auch im Zuge 
eines papierfreien Büros ­ elektronische Belege. Sicher will man 
nicht den Teufel an die Wand malen, dennoch gibt es leider unter 
den Vermietern schwarze Schafe, die damit Belege auch fäl­
schen können. Der Mieter hat dann keine Chance, die Kosten 
nachzuvollziehen. Außerdem darf man nicht vergessen, dass es 
tatsächlich immer noch Mieter gibt, die in elektronischen Dingen 
nicht bewandert sind. Viele unserer Mitglieder haben keine 
E­Mail­Adresse. Diese Menschen haben dann das Nachsehen. 

Apropos Nachsehen: Das haben wohl auch viele Studierende in 
diesem Land. Erschreckend, dass Studierende an der Armuts­
grenze leben müssen, weil die Mieten so hoch sind. Nebenjobs 
sind somit ein Muss! Um dann in der Regelstudienzeit fertig zu 
werden, dass soll schon etwas heißen. Nicht vergessen darf man 
in diesem Zusammenhang die Auszubildenden, denen es nicht 
wirklich besser geht. Dabei sollten wir doch alles Erdenkliche tun, 
um unserem Nachwuchs den Weg in ein Berufsleben nicht noch 
extra zu erschweren. Schließlich sind es die Fachkräfte der Zu­
kunft, die jetzt ausgebildet werden.

Bildung ­ auch so ein Thema, das mir persönlich sehr am Herzen 
liegt, denn die Art und Weise der schulischen Bildung in Deutsch­
land ist irgendwie immer noch auf dem Stand wie vor 150 Jahren, 
während alles andere moderner wird. Und damit meine ich, dass 
das Schulsystem total veraltet ist. Auch darüber lohnt es sich, 
mal nachzudenken... 

Einen schönen Tag noch wünscht     Bianca Wölki

Von Zeitwerten, Realitäten 
bis hin zu Bildung
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Neue Mitarbeiterin
verstärkt Büro­Team

Trauer um Biologen
Joachim P. Erhardt

Hagen beschäftigt. Danach hatte 
ich verschiedene Anstellungen.   
Zuletzt war ich in einer 
Anwaltskanzlei in Bochum im 
Bereich Erbrecht beschäftigt. Die 
Nähe zu meinem Wohnort hat 
mich nach Hagen zum Mieterver-
ein gebracht.

E-Mail: mietspiegel@stadt­hagen.de 
eingerichtet. Nach § 2 Mietspiegel-
reformgesetz – MsRG besteht für 
Mieter und Vermieter eine Aus-
kunftspflicht. Die Mietangaben 
werden ausschließlich für die Er-
stellung des Mietspiegels 2025 ver-
wendet. Das Verfahren wird durch 
den Datenschutzbeauftragten der 
Stadt Hagen begleitet.

Mithilfe eines aktuellen qualifi-
zierten Mietspiegels 2025 ist es 
möglich, ausgehend von einer 
Standardwohnung, die Nettokalt-
miete einer individuellen Woh-
nung in Abhängigkeit bestimmter 
Merkmale (Art, Größe, Ausstat-
tung, Beschaffenheit, Lage) objek-
tiv zu ermitteln. 
Zur Aktualisierung der durch-
schnittlichen Hagener Betriebs- 
und Heizkosten können für das 
Gesamtobjekt (Mehrfamilienhaus, 
Wohnanlage) für die einzelnen Ne-
benkostenanteile aus der letzten 
Nebenkostenabrechnung Jahresbe-
träge freiwillig angegeben werden.

Der gültige Mietspiegel 2023 
steht unter https://gutachteraus­
schuss.hagen.de/  unter  „Produkte 
– Mietspiegel“. 

Die Bürogemeinschaft der Mieter-
vereine in Hagen freut sich, eine 
neue Kollegin begrüßen zu dürfen. 
Melanie Kudjerski verstärkt das
Team in der Verwaltung und ist 
nun im Sekretariat von Assessorin 
jur.  Ann-Kristin Asbach tätig.  Wir 
haben ihr Fragen gestellt, um sie 
ein bisschen besser kennenzuler-
nen.

Wie sieht der perfekte Morgen für 
Sie aus?
Der Tag muss bei mir mit einer 
großen Tasse Kaffee und Musik 
starten, damit ich direkt gute 
Laune bekomme.

Welche für Hobbies haben Sie?
Ich unternehme viel mit Familie 
und Freunden und mache Fitness, 
was leider manchmal durch den 
Beruf zu kurz gekommen ist. 

Was haben Sie gemacht, bevor Sie 
hier angefangen haben?
Ich habe dieses Jahr mein 30-
Jähriges als Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellte. Ich war 23 
Jahre in einer Anwaltskanzlei in 

Was gefällt Ihnen an Ihrem Beruf?
Die Vielfältigkeit: Man kann in 
verschiedenen Bereichen wie 
Kanzlei oder Personalberatung tä-
tig sein. Es gibt immer wieder 
spannende neue Aufgaben in ver-
schiedenen Themenbereichen. Das 
macht den Beruf sehr interessant.

Verstärkung 
für das Team: 
Rechtsan­
walts­ und 
Notar­
fachange­
stellte Melanie 
Kudjerski
Foto: Wölki 

Mit tiefer Trauer und großem 
Bedauern haben wir die Nach-
richt vom Tod unseres langjäh-
rigen Mitarbeiters, Diplom 
Biologe Joachim P. Erhardt, auf-
genommen. 

Herr Erhardt war viele Jahre 
als sachverständiger Mitarbeiter 
für Feuchtigkeit und Schimmel 
bei uns tätig und hat früher 
auch Vorträge zu diesen The-
men für den Mieterverein ge-

halten.  Die Zusammenarbeit 
mit ihm war immer vertrauens-
voll. Mit seinem Engagement, 
seiner Kompetenz und seinem 
freundlichem Wesen hat er so 
manchem Mieter geholfen. Sei-
ne schwere Krankheit hatte ihn 
schließlich gezwungen, die Zu-
sammenarbeit zu beenden. 

Unser tiefes Mitgefühl gilt 
seiner Familie und Angehöri-
gen. 

Befragung für neuen 
Mietspiegel in Hagen

Der Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte in der Stadt Ha-
gen ist von der Stadt Hagen beauf-
tragt worden, den bisherigen 
Mietspiegel 2023 nach den gesetzli-
chen Vorgaben auf der Grundlage 
einer neuen Mietdatenerhebung 
im November/Dezember 2024 neu 
zu erstellen. Für den Erhalt einer 
aktuellen Mietdatenmenge bittet 
der Gutachterausschuss um eine 
rege Beteiligung, damit der Hage-
ner Wohnungsmarkt auch aktuell 
und transparent im Mietspiegel 
2025 abgebildet werden kann.

Im Dezember 2024 wird der 
Gutachterausschuss rund 16.000 
zufällig ausgewählte Mieter und 
Vermieter mit einem Fragebogen 
anschreiben. Die Fragen zur Woh-
nungsmiete zum 1. Januar 2025, 
Wohnungsgröße, Ausstattung und 
Modernisierung der Wohnung be-
ziehungsweise des Gebäudes kön-
nen über einen Online-Fragebogen 
(Link im Anschreiben) oder in dem 
mitversandten Fragebogen beant-
wortet werden. Erklärungen zu 
den Fragen sind auf dem Fragebo-
gen vermerkt. Für Rückfragen wird 
eine telefonische Hotline und die 

Nachruf

Um einen reibungslosen Ar-
beitsablauf zu gewährleisten, 
sind wir auch auf ihre Mithilfe 
angewiesen. Deshalb möchten 
wir Sie bitten: 

Sagen Sie Termine mit Rechts­
beratern frühzeitig ab, wenn 
Sie diese nicht wahrnehmen 
können. So können wir den 
Termin an andere Mitglieder 
vergeben. Dies verkürzt die 
Wartezeit auf ein Gespräch mit 
einem Rechtsberater oder einer 
Rechtsberaterin. Zurzeit beträgt 
die Wartezeit für einen Ge-
sprächstermin bis zu zwei Wo-
chen.

Geben Sie bei allen Anschrei­
ben an den Mieterverein, insbe­
sondere im Mail­Verkehr, Ihre 
Mitgliedsnummer an. So kön-
nen wir schnell Ihren Fall zu-
ordnen und bearbeiten. Auch 
das spart viel Zeit, welche wir 
für die Bearbeitung Ihrer Fälle 
bräuchten. 

Eine kleine 
Bitte ... 

Vielen Dank!
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Herbst und Kälte nahen ­ 
Was ist jetzt zu tun?

Herbstzeit - Laubzeit - Regen-
zeit - da kann ein Weg glit-
schig und gefährlich werden. 
Während öffentliche Zuwe-
gungen ohne Gefahr zu nut-
zen sein müssen, verhält es 
sich mit kleinen Gartenwe-
gen anders. Das hat das Ober-
landesgericht in einem Urteil 
(Az. 17 W 17/22) bestätigt. 

In dem Fall besuchte ein 
Mann seinen Nachbarn. Statt 
des Hauptzugangs nutzte er 
bei Dunkelheit einen 
privaten, nicht beleuchteten 
ebenerdigen Zuweg, der an 
der Garage des Eigentümers 
vorbei zur Terrassentür führt. 
Der Nachbar hatte den Weg, 
der teilweise mit Steinplatten 
und teilweise gefliest ist, zu-
vor noch nie benutzt. Zudem 
war der regennasse Weg teil-
weise mit Moos, Blättern und 
Ästen bedeckt. Auf dem 
Rückweg rutschte der Nach-
bar auf dem gefliesten Teil 
aus und brach sich Scham-, 
Sitz- und Kreuzbein. Autsch! 
Für die Verletzungen verlang-
te er vom Eigentümer 20.000 
Euro Schmerzensgeld.

Ohne Erfolg! Der Eigentü-
mer hatte in Bezug auf den 
Zuweg keine Verkehrssiche-
rungspflicht verletzt. Grund-
sätzlich ist zwar jeder, der 
eine Gefahrenlage schafft, da-
zu verpflichtet, die notwen-
digen und zumutbaren 
Vorkehrungen zu treffen, die 
ein umsichtiger Mensch für 
ausreichend hält, andere vor 
Schäden zu bewahren. 
Kommt es aufgrund nicht 
auszuschließender, aber be-
sonders eigenartiger Umstän-
de zu einem Schaden, muss 
der Geschädigte diesen je-
doch selbst tragen. Der Nach-
bar hatte grundsätzlich den 
Zustand des Weges hinzu-
nehmen und sich entspre-
chend zu verhalten. Der 
Eigentümer muss Gefahren, 
die vom Zuweg ausgehen, 
nur beseitigen, wenn sie für 
einen umsichtigen Nutzer 
nicht erkennbar sind und er 
daher nicht mit ihnen zu 
rechnen braucht. 

Auf Hauptzuwegungen 
gilt: Sie müssen ohne Gefah-
ren genutzt werden können!

Wege sichern

sauger greifen. Vor allem Kä-
fer, Spinnen, Tausendfüßler, 
Asseln und Amphibien wer-
den eingesaugt und zer-
schreddert oder weggepustet. 
Das Laub kann aber auch als 
Mulch- Und Frostschutz-
schicht auf Beeten oder bei 
Topfpflanzen verwendet 
oder kompostiert werden.  
Wird es frostig kalt finden 
auch die Vögel nicht mehr 
genügend Futter. Futterstatio-
nen kann man kaufen, aber 
auch selbst bauen. Auch der 
NABU  hat auf seiner Inter-
netseite Anleitungen für Futt-
erstationen.

Wer auch an die Tiere im 
Herbst denkt, der wird sein 
Laub nicht einfach wegwer-
fen. Zusammengerechte 
Laubhaufen sind für viele 
Tiere eine gute Überwinte-
rungshilfe: Insekten, Raupen, 
Spinnen, Molche, Regenwür-
mer und Falter finden unter 
anderen hier Schutz vor Käl-
te. Auch der Igel freut sich 
über einen großen Laubhau-
fen, um dort seinen Winter-
schlaf zu verbringen. 

Wer den Kleinstlebewesen 
einen Gefallen tun möchte, 
der sollte allerdings zum Re-
chen und nicht zum Laub-

An die Tiere denken

Frostsicher machen
Schon im Herbst kann es bit-
terkalt werden. Deshalb sollte 
man schon im Herbst anfan-
gen, das Haus, die Terrasse 
oder den Balkon winterfest 
zu machen. 

Um im Winter nicht bei 
Kälte im Haus oder in der 
Wohnung zu sitzen, sollte 
spätestens jetzt die Heizung 
überprüft und eventuell Luft 
aus den Heizkörpern gelassen 
werden. Auch Fenster oder 
Terrassen- und Balkontüren, 
die nicht richtig schließen, 
sollten wieder eingestellt 
werden. Außenwasserhähne 
müssen abgestellt oder frost-
sicher gemacht werden. 
Ebenso sollten Terrassenmö-
bel, Töpfe, Werkzeug und 
Tonnen auf den Winter vor-
bereitet werden.

So schön das fliegende, 
bunte Laub auch aussieht, es 
setzt Dachrinnen und Bo-
denabläufe zu, die immer 

wieder gereinigt werden müs-
sen, damit kein Wasserscha-
den entsteht.

Laub auf den Wegen kann 
unangenehm glitschig wer-
den. Auch hier gilt - wie beim 
Winterdienst - Verkehrsflä-
chen müssen regelmäßig 
vom Laub befreit werden. 
Grundsätzlich ist es Pflicht 
des Vermieters oder Eigentü-
mers dafür zu sorgen, dass auf 
seinem Grundstück niemand 
zu Schaden kommt. Es kann 
auch in Mietverträgen aus-
drücklich erwähnt sein, dass 
die Räumpflicht auf den Mie-
ter übertragen wird.  Wird es 
glatt, ist es wichtig, das pas-
sende Streumittel zur Hand 
zu haben.

Wird die Zeit Ende Okto-
ber umgestellt, kommen vie-
le erst in der Dunkelheit nach 
Hause. Eine funktionierende 
Beleuchtung kann Unfälle 
vermeiden.  
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Fernwärme wird noch teurer ­
Wärmepumpen kostengünstig
Die Heizkosten in Deutschland 
sind im Jahr 2023 nach dem star-
ken Anstieg während der Energie-
krise teilweise wieder gesunken. 
Das zeigt der aktuelle Heizspiegel 
für Deutschland (www.heizspiegel.­
de), herausgegeben von der ge-
meinnützigen Beratungsgesell-
schaft co2online. Für die deutsch-
landweiten Vergleichswerte zum 
Heizen wurden über 140.000 Ge-
bäudedaten ausgewertet.

Ein durchschnittlicher Haus-
halt im Mehrfamilienhaus (70 qm-
Wohnung) musste im Jahr 2023 
für das Heizen mit Gas 1.330 Euro 
zahlen. Das entspricht gegenüber 
dem Vorjahr einem Rückgang von 
10 Prozent (145 Euro). Auch die 
Heizkosten für Wärmepumpen (–
28 Prozent), Holzpellets (–20 Pro-
zent) und Heizöl (–19 Prozent) sind 
deutlich gesunken. Lediglich bei 
Fernwärme gab es eine Steigerung 
von 8 Prozent.  Nach wie vor sind 
die Heizkosten teils erheblich hö-
her als vor der Energiekrise 2022. 
Heizen mit Wärmepumpen hinge-
gen ist deutlich günstiger als mit 
fossilen Alternativen (siehe Grafik 
unten links).

Die gesunkenen Heizkosten 
sind vor allem auf die rückläufigen 
Energiepreise sowie die staatlichen 
Preisbremsen zurückzuführen. Die 
Preisbremsen waren 2023 in Kraft 
getreten und begrenzten den Ar-
beitspreis für Gas, Fernwärme und 
Strom. Auch die Entspannung auf 
den Energiemärkten nach der Krise 
im Jahr 2022 hat zur Kostensen-
kung beigetragen. Dagegen hatte 
der um 1 Prozent gesunkene Ener-
gieverbrauch nur wenig Einfluss 
auf die Heizkosten im Jahr 2023.

Für das Jahr 2024 prognostiziert 
der Heizspiegel eine weitere Entlas-
tung bei den Heizkosten für Gas
(–25 Prozent), Wärmepumpen (–18 

Prozent), Holzpellets (–6 Prozent) 
und Heizöl (–4 Prozent). Eine Aus-
nahme bildet die Fernwärme: Hier 
werden die Kosten voraussichtlich 

um 21 Prozent steigen. Durch den 
Wegfall der Preisbremsen und hö-
here Energiepreise steigen die Fern-
wärmekosten. Unzureichende 

Regulierung und intransparente 
Preisgestaltung sind mögliche wei-
tere Gründe für den deutlichen 
Anstieg.

Erst 5,7 
Prozent al­
ler Wohnun­
gen heizen 
mit Wärme­
pumpen 
(Grafik 
rechts), ob­
wohl die 
Kosten am 
geringsten 
sind (Grafik 
links).
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Die Mitgliedschaft im Mieterverein kostet zurzeit 84,00 Euro kalender­
jährlich für Wohnungsmieter und selbstnutzende Wohnungseigentü­
mer. Für Mieter und Pächter von Gewerbe­ und Geschäftsräumen
10 % der Monatsmiete, mindestens jedoch 168,00 Euro kalenderjähr­
lich. Hinzu kommt eine Aufnahmegebühr in Höhe von 26 Euro.
Mieter können auch für nur einen Monat Mitglied werden und im Rah­
men dieser „Schnuppermitgliedschaft" einige Leistungen des Mieter­
vereins in Anspruch nehmen.

Anzeige

Wohnen wird in Deutschland im-
mer teurer. Doch nicht nur Famili-
en suchen oft vergeblich nach 
einer erschwinglichen Wohnung, 
sondern auch Studierende und 
Azubis müssen für die Miete einen 
Großteil ihrer Einkünfte ausgeben. 
Dabei haben sie in der Regel eh we-
nig Geld zur Verfügung. 

Das Statistische Bundesamt hat 
ermittelt, dass die Hälfte der Stu-
dierenden mit einer eigenen Haus-
haltsführung ungefähr 867 Euro 
im Monat zur Verfügung haben, 
Auszubildende 1240 Euro. Oftmals 
geben sie aber für die Miete mehr 
als die Hälfte ihres Einkommens 
aus. Studierende müssen im 
Schnitt 54 Prozent ihres Einkom-
mens für die Miete bereithalten, 
Auszubildende 42 Prozent. Wohl 
dem, der noch bei den Eltern woh-
nen kann. 

Damit liegen die Studierenden 
deutlich über der Wohnkostenbe-
lastung der Gesamtbevölkerung 
(25 Prozent) wie das Statistische 
Bundesamt weiter mitteilt. 

 Durch die hohen Ausgaben 
sind Studierende somit auch be-
sonders gefährdet, in die Armut zu 
rutschen. Laut Statistischem Bun-

desamt liegt die Zahl in Gesamt-
deutschland bei 14 Prozent, bei den 
Studierenden dagegen schon bei 35 
Prozent und bei den Azubis bei
18 Prozent.

Ohne Nebenjob kommen Stu-
dierende kaum über die Runden. 
Meist müssen die Eltern  finanziell 
unterstützen, oder es werden 
BAföG-Leistungen in Anspruch ge-
nommen. Letztere stehen aber in 
der Kritik, denn die Sätze für 
Wohnkostenpauschale und Unter-
halt reichen trotz Erhöhung nicht 
aus. 

Laut Statistischem Bundesamt 
gelten Haushalte als überbelastet, 
wenn die Wohnkostenbelastung 
auch nach Abzug erhaltener woh-
nungsbezogener Transferleistun-
gen noch bei mehr als 40 Prozent 
liegt.  Im vergangenen Jahr traf das 
auf zwei Drittel der Studierenden, 
also 62 Prozent, die einen Haushalt 
allein oder zusammen mit anderen 
Studierenden und Auszubildenden 
bewohnten, zu. Unter den Auszu-
bildenden galt knapp die Hälfte (47 
Prozent) als überbelastet durch ih-
re Wohnkosten. In der Gesamtbe-
völkerung lag der Anteil bei 13 
Prozent.

Immer mehr 
Studierende von
Armut bedroht

Immer mehr Studenten sind von Armut gefährdet, weil 
die Wohnkosten enorm hoch sind.               Foto: Pexels
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verfolgen. Schließlich machte die 
Gemeinschaft 2023 mit einer Klage 
geltend, wodurch die Beklagten die 
unzulässige Nutzung ihrer Stell-
plätze zu unterlassen hätten. 

Mit Erfolg, denn das Amtsge-
richt Hamburg (Az. 980a C 10/23 
WEG) entschied, dass die Beklagten 
Störer im Sinne von §14 Abs. 1 
WEG und § 1004 Abs.1 Satz 2 BGB 
seien. Ob sich aus der unzulässigen 
Nutzung der Stellplätze konkrete 
Störungen ergeben hätten, bedürfe 
keiner weiteren Entscheidung.

Mieter muss Zustand 
der Wohnung bei 
Übergabe beweisen

Urteile für Wohnungseigentümer

200 Dübellöcher
sind tatsächlich
hinzunehmen

Mieter braucht
eine Quittung

Tiefgaragenstellplätze sind keine Lagerflächen
Ein Stellplatz in der Tiefgarage ei-
ner  Wohnungseigentümerge-
meinschaft darf nicht als 
Abstellfläche genutzt werden. Da-
zu kann die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft eine Garagen-
ordnung beschließen. 

In einem Fall nutzten Mitglie-
der der Wohnungseigentümerge-
meinschaft ihren Tiefgaragen- 
stellplatz, um die Abstellfläche für 
ihre Wohnung zu erweitern. Die 
restlichen Mitglieder der Gemein-
schaft waren damit nicht einver-

standen, denn in einer Eigentü-
merversammlung im Jahr 2015 war 
entschieden worden, in einer Gara-
genordnunung festzuhalten, dass 
die Stellplätze lediglich zum Ab-
stellen von Pkw, Motorrädern und 
Fahrrädern zugelassen ist.  Zudem 
wurde in einer Versammlung im 
Jahr 2021 beschlossen, über den 
WEG-Verwalter Rechtsanwälte zu 
beauftragen, gerichtlich die Unter-
lassung der Nutzung der Tiefgara-
genplätze als Lagerflächen 
außerhalb einer Kfz-Nutzung zu 

Wer nach Beendigung eines Miet-
verhältnisses seine gezahlte Kauti-
on vom Vermieter zurückhaben 
möchte, muss im Zweifel bewei-
sen, dass er diese bei Einzug auch 
gezahlt hat. Dies hat das Amtsge-
richt Hamburg-Barmbek (Az. 812 C 
322/03) entschieden.

Im zugrundeliegenden Fall hat-
te das Haus den Eigentümer ge-
wechselt. Der aktuelle Vermieter 
hatte keine Belege oder Unterlagen 
darüber, dass der Mieter eine Miet-
kaution geleistet hatte. Das Amts-
gericht entschied, dass der Mieter 
die Zahlung nachweisen müsse, 
zum Beispiel durch eine Quittung 
oder einen Überweisungsbeleg.

Wie viele Dübellöcher darf eine 
Wohnung bei der Wohnungsüber-
gabe haben? Ein Vermieter hielt 
200 Dübellöcher in der Wohnung 
an Decken und Wänden verteilt 
für zu viele. Er hatte ein Malerun-
ternehmen mit dem Verschließen 
der Löcher beauftragt und stellte 
dem Mieter nun eine Rechnung 
von mehr als 1000 Euro aus, die er 
mit der Kaution verrechnete. 

Zu Unrecht, wie das Amtsge-
richt Paderborn (Az. 51 C 35/22) ur-
teilte. Ein Schadensersatzanspruch 
des Vermieters bestehe nicht. Es ge-
höre zur vertragsgemäßen Nut-
zung der Mietwohnung, zu 
Einrichtungs- und Dekorations-
zwecken Dübellöcher zu verursa-
chen, sofern diese das übliche Maß 
der Nutzung nicht überschreiten. 
Welche Anzahl als vertragsgemäß 
anzuschauen ist, das sei je nach 
Einzelfall zu bestimmen. Dabei 
müsse berücksichtigt werden, wie 
viele Menschen in der Wohnung 
wohnen und mit welcher Ausstat-
tung die Wohnung vermietet wur-
de. Zudem wurde dem Mieter 
keine Nachfrist zum Verschließen 
der Löcher gegeben.

Eine Schönheits reparatur klausel ist 
unwirksam, wenn eine unreno-
vierte oder renovierungs bedürftige 
Wohnung überlassen wurde. Je-
doch muss der Mieter im Streitfall 
nachweisen, dass ihm zu Mietbe-
ginn eine unrenovierte oder 
renovierungs bedürftige Wohnung 
übergeben wurde. Dies hat der 
Bundesgerichtshof entschieden.

Über drei Instanzen ging der 
Rechtsstreit eines Mannes, der von 
seinem Vermieter die Kosten für 
die Durchführung von Schönheits-
reparaturen als Vorschuss für die 
Mängelbeseitigung haben wollte. 
Ebenso verlangte er, dass die Miete 
bis zur Vornahme der Mängelbe-
seitigung um 10 Prozent gemindert 
werde. Er behauptete, dass die 
Schönheitsreparaturklausel un-
wirksam sei, da die Wohnung bei 
der Übergabe nicht renoviert ge-
wesen sei.

Das Amtsgericht legte dem Ver-
mieter die Kosten auf, da dieser zur 
Durchführung der Schönheitsrepa-

raturen verpflichtet gewesen sei. 
Das Landgericht jedoch legte die 
Kosten auf den Mieter um, da die 
Klausel wirksam sei, weil der Mie-
ter nicht nachweisen konnte, dass 
die Wohnung wirklich unreno-
viert übergeben worden war. 

Der Bundesgerichtshof (Az.  VIII 
ZB 43/23) entschied ebenso zu-
gunsten des Vermieters. Da die 
Schönheitsreparaturklausel grund-
sätzlich wirksam sei, müsse der 
Mieter im Einzelfall beweisen, dass 
Umstände vorlägen, die zu deren 
Unwirksamkeit führen. Der Mieter 
muss also im Streitfall nachweisen, 
dass ihm zu Mietbeginn eine unre-
novierte oder renovierungs bedürf-
tige Wohnung übergeben wurde. 
Zudem müsse der Mieter beweisen, 
dass er nicht verpflichtet sei, den 
Mangel selbst zu beseitigen.

Mieter sollten also beim Einzug 
in eine neue Wohnung den Zu-
stand eben jener im Detail proto-
kollieren und diese Nachweise gut 
aufbewahren.

Auch die Garagenordnung ist 
nicht als nichtig anzusehen. Denn 
mit ihr haben die Wohnungsei-
gentümer von ihrer Kompetenz, 
über den Gebrauch des Sonderei-
gentums Beschluss fassen zu kön-
nen, Gebrauch gemacht. Ein 
Tiefgaragenstellplatz sei keine all-
gemeine Abstellfläche, so das Ge-
richt. Ein solcher Gebrauch sei 
weder sozial üblich noch Teil der 
Zweckbestimmung der Wohnanla-
ge, also kein wesentliches Element 
der Nutzung.

Kündigung bei 
Eigenbedarf 
nicht für Cousin
Eine Eigenbedarfskündigung darf 
nicht ausgesprochen werden, 
wenn der Bedarf für Cousins gel-
tend gemacht wird. Der BGH  (Az. 
VIII ZR 276/23) entschied in einem 
Fall unter anderem, dass die Pri-
vilegierung für Angehörige in der 
Klage nicht greife, weil der Famili-
enbegriff nur dann entspreche, 
wenn die Verwandten zum Kreise 
derer gehören, die auch von einem 
Zeugnisverweigerungsrecht aus 
persönlichen Gründen Gebrauch 
machen könnten. 

Die Cousins gehörten nicht zu 
der selben Familie, da ihnen ein 
Zeugnisaussageverweigerungsrecht 
nicht zusteht. Dieses wird neben 
Verlobten, Ehe- und Lebenspart-
nern  nur denjenigen gewährt, die 
in gerader Linie verwandt oder 
verschwägert oder in der Seitenli-
nie bis zum dritten Grad verwandt 
oder bis zum zweiten  Grad ver-
schwägert sind.

Dass die 
Wohnung 
bei Über­
gabe reno­
viert war, 
müssen 
Mieter 
beweisen 
können.

Foto: Pixa­
by

Kein Ersatz bei
Schlüsselverlust
Hat ein Mieter den Schlüssel verlo-
ren, so ist der Verlust des Schlüssels 
kein Grund, vom Mieter Scha-
densersatz zu fordern. Laut Amts-
gericht Stuttgart (Az. 31 C 1969/23) 
greife der Anspruch auf Scha-
densersatz erst, wenn nachgewie-
sen wurde, dass zur Wahrung der 
Sicherheit ein Austausch der 
Schließanlage notwendig und er-
folgt sei. 
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IG Bau und 
Mieterbund für
Konjunkturpaket

Deutschland braucht dringend ein Konjunkturpaket für Bauen und Wohnen, 
darin sind sich die Industriegewerkschaft Bau­Agrar­Umwelt und der Deutsche 
Mieterbund einig.                                                                           Foto: Pixabay

Die Industriegewerkschaft Bau-
en-Agrar-Umwelt (IG BAU) und der 
Deutsche Mieterbund (DMB) ha-
ben die Bundesregierung aufgefor-
dert, ein „Konjunkturprogramm 
Wohnen“ aufzulegen. Dazu müss-
ten Bund und Länder den Neubau 
von Wohnungen künftig mit 20 
Milliarden Euro pro Jahr fördern. 
Die Summe geht aus Berechnun-
gen hervor, die das Pestel-Institut 
für die IG BAU und den Mieter-
bund gemacht hat. Ziel müsse es 
sein, das Angebot auf dem Woh-
nungsmarkt in drei Bereichen mas-
siv auszubauen: bei den 
Sozialwohnungen, beim bezahlba-
ren Wohnen und bei der Bildung 
von Wohneigentum. Um die dazu 
notwendige Finanzierung zu schaf-
fen, solle der Staat das Hinterzie-
hen von Steuern intensiver 
verfolgen. Den durch Steuerhinter-
ziehung entstehenden Schaden 
schätze der Bundesrechnungshof 
auf immerhin 30 bis 50 Milliarden 
Euro pro Jahr.

„In Deutschland fehlen 540.000 
Wohnungen. Außerdem droht 
dem Bau eine handfeste Krise. Eine 
groß angelegte Wohnungsbau-Of-
fensive ist dringend notwendig, 
um die dramatische Wohnungsnot 

endlich wirksam zu bekämpfen 
und um gleichzeitig die schwä-
chelnde Wirtschaft zu beleben“, 
sagt der Bundesvorsitzende der IG 
BAU, Robert Feiger. „Es kommt 
jetzt darauf an, den Wohnungsbau 
als Konjunkturmotor in der Krise 
zu nutzen.“

oben. Allein die von den Job-Cen-
tern gezahlten Kosten der Unter-
kunft, bei denen es um das untere 
Marktsegment geht, sind in den 
vergangenen neun Jahren bundes-
weit im Schnitt um 41 Prozent 
nach oben gegangen. Die Verbrau-
cherpreise sind in dieser Zeit um 26 
Prozent gestiegen. Das rasante An-
steigen der Mieten hat viele Haus-
halte in enorme Schwierigkeiten 
gebracht – sie haben sich finanziell 
‚blank gemietet‘ “, warnt Sieben-
kotten.  „Bei den 540.000 Wohnun-
gen, die aktuell fehlen, geht es im 
Grunde ausschließlich um bezahl-
bare Wohnungen und um Sozi-
alwohnungen. Da haben wir die 
Akut-Not.“

Im Fokus eines „Konjunk-
turprogramms Wohnen“ müssten 
der soziale Wohnungsbau und das 
bezahlbare Wohnen stehen. Aber 
auch die Bildung von Wohneigen-

tum sei wichtig und als weitere, 
dritte Säule des Wohnungsneubaus 
notwendig. Insgesamt sei dafür die 
staatliche Förderung von 20 Milli-
arden Euro pro Jahr durch den 
Bund und die Länder erforderlich. 
17 Milliarden Euro davon müsse 
der Bund investieren – und damit 
13,5 Milliarden Euro mehr, als er 
bislang für den Neubau von Woh-
nungen im kommenden Jahr be-
reitstellen will, wie das 
Pestel-Institut herausgefunden hat. 

Das größte Investitionsdefizit 
des Staates gibt es auch nach Be-
rechnungen des Pestel-Instituts 
beim Neubau von jährlich 100.000 
Sozialwohnungen. Hierfür müsse 
der Staat 13 Milliarden Euro pro 
Jahr bereitstellen. 10 Milliarden Eu-
ro müssten dabei vom Bund kom-
men. Dieser habe für das 
kommende Jahr allerdings ledig-
lich 3,5 Milliarden Euro für den so-
zialen Wohnungsbau vorgesehen. 
Den Neubau von jährlich 40.000 
bezahlbaren Wohnungen müsse 
der Bund mit 3,5 Milliarden Euro 
zusätzlich pro Jahr fördern. 

Mieterbund-Präsident Lukas 
Siebenkotten sieht in einem „Kon-
junkturprogramm Wohnen“ ein 
deutliches Signal an die Bevölke-
rung: „Die Wohnungsnot wird von 
Tag zu Tag schlimmer. Und die 
Mieten gehen weiter steil nach 

„Allein die von den
Job-Centern gezahlten 

Kosten der Unterkunft ...
sind in den vergangenen 
neun Jahren bundesweit
im Schnitt um 41 Prozent 

nach oben gegangen.“
Lukas Siebenkotten     

Präsident des DMB    

Es müsse allen in den Parlamen-
ten, Regierungen und Parteien auf 
Bundes- und Länderebene klar sein: 
„Noch funktioniert der Woh-
nungsbau. Aber der Countdown 
läuft: Wird er jetzt nicht vom Staat 
intensiv unterstützt, ist der Neu-
bau von Wohnungen, wie wir ihn 
dringend brauchen, schon bald 
nicht mehr machbar“, so Robert 
Feiger, der vor einer drohenden 
Pleitewelle im Baugewerbe warnt.

„Wird er jetzt nicht vom 
Staat intensiv unterstützt, 

ist der Neubau von 
Wohnungen, wie wir ihn 

dringend brauchen, schon 
bald nicht mehr machbar.“

Robert Feiger                          
Bundesvorsitzender IG BAU
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              Das neue Mieterlexikon
Das aktuelle  Mieterlexikon des 
Deutschen Mieterbundes (DMB) ist 
über die Internetseite des DMB htt-
ps://shop.mieterbund.de oder  im 
Buchhandel erhältlich. 

Das Lexikon ist ein Nachschlag-
werk für Mieter und Vermieter mit 
allen gesetzlichen Änderungen 
und dem neuen Heizungsgesetz. 
Mietrechtsexperten des DMB be-
antworten präzise und nachvoll-
ziehbar Fragen rund um Miete und 
Wohnen, zum Beispiel Betriebskos-
ten, Schönheitsreparaturen, Miet-
kaution, Mieterhöhung oder 
Wohnungsmängel.

Die Nutzung von Steckersolaran-
lagen, den sogenannten Balkon-
kraftwerken, soll für Mieterinnen 
und Mieter erleichtert werden. Das 
hat der Bundestag entschieden 
und das „Gesetz zur Zulassung vir-
tueller Wohnungseigentümerver-
sammlungen, zur Erleichterung 
des Einsatzes von Steckersolargerä-
ten und zur Übertragbarkeit be-
schränkter persönlicher Dienst-
barkeiten für Erneuerbare-Energi-
en-Anlagen“ (BT-Drs. 20/9890) ver-
abschiedet. „Eine gute Nachricht 
für alle Mieterhaushalte, die sich 
mit einem eigenen Balkonkraft-
werk mit Strom versorgen, so 
langfristig ihre Geldbörse schonen 
und zum Umweltschutz beitragen 

möchten“, erklärt die Bundesdi-
rektorin des Deutschen Mieter-
bundes (DMB), Dr. Melanie 
Weber-Moritz.

Mieter benötigen die ausdrück-
liche Zustimmung ihres Vermie-
tenden, um eine Solaranlage auf 
ihrem Balkon installieren zu dür-
fen. Diese Genehmigung konnte 
bislang ohne sachlichen Grund 
verweigert werden. Mit dem neu-
en Gesetz wird nach Information 
des Deutschen Mieterbundes die 
Stromerzeugung durch Steckerso-
largeräte in den Katalog der soge-
nannten ‚privilegierten Maßnah-
men‘ aufgenommen. Dies bedeu-
tet, dass der Vermieter den Einsatz 
von Balkonsolaranlagen zukünftig 

Balkonsolar wird privilegiert
grundsätzlich genehmigen muss.

Auch in Zukunft haben Ver-
mieter aber ein Mitspracherecht 
bei der Frage, wie und wo das 
Steckersolargerät auf dem Balkon 
angebracht wird, und dürfen bei 
Auszug des Mieters auch weiterhin 
den Rückbau der Anlage verlan-
gen. Dies betrifft auch eine even-
tuell von Mietenden installierte 
Außensteckdose. „Mietende soll-
ten daher, bevor sie mit Genehmi-
gung des Vermieters selbst Strom 
produzieren, ausdrücklich klären, 
was nach Vertragsende mit der 
Anlage nebst Außensteckdose pas-
sieren soll, sprich, ob sie zurückge-
baut werden soll oder verbleiben 
kann, letzteres idealerweise gegen 

eine teilweise Erstattung der von 
ihnen getätigten Investition“, so 
Weber-Moritz. Der Deutsche Mie-
terbund rät dazu, schriftlich eine 
entsprechende Vereinbarung zu 
treffen, um im etwaigen Streitfall 
einen Nachweis über die getroffe-
nen Verabredungen zu haben.

Der Gesetzgeber vervollstän-
digt damit das „Solarpaket“. Bereits 
zum 1. April 2024 ist die Registrie-
rung der Geräte erleichtert wor-
den. Seitdem reicht unter anderem 
eine vereinfachte Anmeldung im 
Marktstammdatenregister der 
Bundesnetzagentur aus und ist die 
Nutzung einer normalen Steckdo-
se für die Anlagen erlaubt. (dmb)
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Für jedes neugewonnene Mitglied erhalten Sie eine Prämie von 15 Euro!
Bitte ausfüllen, ausschneiden und schicken an: Geschäftsstelle der Mietervereine, Frankfurter Straße 74, 58095 Hagen
oder melden Sie sich Online an über unsere Homepage in dem Bereich Mitgliedschaft.

Beitrittserklärung
Ich / wir erklären hiermit meinen / unseren Beitritt zum Mieterverein _________________________________ e.V.
und erkenne(n) gleichzeitig die Vereinssatzung an, die mir / uns auf besonderen Wunsch ausgehändigt wird.
Auf das überreichte Informationsblatt zum Datenschutz sowie die Kündigungsfrist wird ausdrücklich hingewiesen.

Mitgliedsnummer (wird vom Mieterverein eingetragen)

Bitte nachfolgende Angaben in Druckschrift ausfüllen!

Die Mitgliedschaft soll beginnen    sofort         ab dem           privat             gewerblich

Anrede Anrede

Vorname Vorname Ehegatte / Lebensgefährte(in)

Name Name Ehegatte / Lebensgefährte(in)

Geburtsdatum Geburtsdatum Ehegatte / Lebensgefährte(in)

Straße / Hausnummer Telefon

PLZ / Wohnort Mobil

E­Mail

Ort Datum Unterschrift Mitglied Unterschrift Ehegatte / Lebensgefährte(in)

 Ich möchte meinen Mitgliedsbeitrag per SEPA­Lastschrift bezahlen. Bitte senden Sie mir das entsprechende
     Formular zu.

Achtung: Bei sofortiger Inanspruchnahme von Leistungen nach Eintritt in den Verein ist die Zahlung der 
Aufnahmegebühr und des Erstbeitrags in bar erforderlich!

Geworben durch

Name / Vorname Straße / Hausnummer PLZ / Wohnort
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Hagen

Assessorin jur. 
Ann­Kristin
Asbach

Rechtsanwalt
Stefan
Wintersohle

Assessor jur.
Frank Beitz

Wir beraten Sie gern ....

... auch in unseren Außenstellen!

Altena
Jeden 3. Mittwoch im Monat,
10.00 bis 11.00 Uhr Bürgerzentrum 
Burg Holtzbrinck, Kirchstraße 20, Ka­
minzimmer
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Arnsberg
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
15.30 bis 16.30 Uhr  – Altes Rathaus, 
Alter Markt 19, EG, Zimmer 9
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Bad Wildungen
Jeden Dienstag, 15 bis 17 Uhr  
Brunnenstraße 41
 0 56 21 / 7 22 11
RA Gerhard H. Wiegand

Brilon
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
10.30 bis 11.30 Uhr – Altes Amtshaus 
Verwaltungsgebäude, Bahnhofstr. 33 
2. OG, Zimmer 26, Trauzimmer
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Ennepetal 

Jeden 1. und 3. Donnerstag im Mo­
nat, 15.30 bis 17.00 Uhr –  Haus 
Ennepetal, Gasstraße 10
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Dorchanaj Pohanyar

Eschwege 

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat,  
15.00 bis 16.30 Uhr –
Kanzlei Schindewolf & Vogeler,
Reichensächser Str. 19, Eschwege
 0 56 51 / 74 36 0
RA Christian Schindewolf

Finnentrop  

Jeden 2. Dienstag im Monat, 
16 bis 17 Uhr – Bürgertreff, Rathaus
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Gevelsberg
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat, 
14.30 bis 16.00 Uhr 
Bürgerzentrum, Mittelstraße 86 ­ 88, 
EG (rechter Gebäudetrakt), 
Zimmer B 002
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Herdecke
Jeden 2. Montag im Monat, 
16 bis 17.30 Uhr 
Friedrich­Harkort­Schule, Hengstey­
seestraße 40, Haupteing., EG R 001
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Dorchanaj Pohanyar

Korbach 

Jeden 2. Dienstag im Monat, 
9.00 bis 10.00 Uhr  
Gemeindehaus Kilianstraße, 
neben der Kilian­Kirche, 1. OG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Lennestadt
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat, 
12.30 bis 13.30 Uhr  
Rathaus Lennestadt­Altenhundem,
Thomas­Morus­Platz 1, 
Zimmer B 22
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Marsberg
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
13.00 bis 14.00 Uhr 
Bürgerhaus, 
Casparistraße 2, 
Zimmer 3
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Meinerzhagen 

Jeden 4. Dienstag im Monat,
15.30 bis 16.30 Uhr  
Verwaltungsgebäude III, 
Bahnhofstraße 11, Raum 107, OG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Menden 

Jeden 4. Donnerstag im Monat, 
14.00 bis 15.00 Uhr, 
Stadt Menden Seniorentreff, 
Kolpingstraße 35, Zimmer GR35
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Meschede
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
14.00 bis 15.00 Uhr 
VdK, Stiftsplatz 3, Fußgängerzone
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Neheim­Hüsten 

Jeden 4. Donnerstag im Monat, 
16.00 bis 17.00 Uhr  Arnsberg­
Hüsten, Petrus Haus 
St. Petri, Kirchplatz 4, 
Eingang neben dem Cafe´
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Olpe
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat, 
14.15 bis 15.15 Uhr – Altes Lyzeum, 
Franziskanerstraße 8, Zimmer 16
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Olsberg
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
9.00 bis 10.00 Uhr – Rathaus, 
Bigger Platz 6, 2. OG, Zimmer 205
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Plettenberg 

Jeden 4. Dienstag im Monat, 
9.00 bis 10.00 Uhr  
AWO­Haus, Brachtstraße 6, 1. OG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Schmallenberg
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat, 
11.00 bis 12.00 Uhr  
Kurhaus Fredeburg, Am Kurhaus 4
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Schwelm
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat, 
16.30 bis 18 Uhr – Gemeinschafts­ 
grundschule, Engelbertstraße 2, 
Gebäude 2, Zimmer 2E01 EG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Sundern 

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
12.00 bis 13.00 Uhr  Rathaus, 
Rathausplatz 1
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Warburg
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
14.30 bis 15.30 Uhr  
Verwaltungsgebäude 
(Behördenhaus), Bahnhofstraße 28
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Werdohl 

Jeden 1. Mittwoch im Monat, 
10.00 bis 11.10 Uhr 
 Rathaus Altbau, Goethestraße 51, 
EG, Zimmer 15 (Trauzimmer),
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Ann­Kristin Asbach

Wetter
Jeden 4. Dienstag im Monat, 16.00 
bis 17.30 Uhr – Bürgerhaus, 
Kaiserstraße 132, 1.OG, Zimmer 6
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Dorchanaj Pohanyar

Witzenhausen 

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat,  
15.00 bis 16.30 Uhr – 
Kanzlei Schindewolf & Vogeler, 
Reichensächser Str. 19, Eschwege
0 56 51 / 74 36 0
RA Christian Schindewolf

Kurzfristige Änderungen 
entnehmen Sie bitte der
Tagespresse.

Rechtsanwältin
Dorchanaj 
Pohanyar

Geschäftsstelle
Frankfurter Straße 74
58095 Hagen
(erreichbar mit den Buslinien 510, 
512, 516,  519, Haltestelle CineStar)
Telefon: 0 23 31 ­ 2 04 36 0
Email: Info@mietervereine­hagen.de
www.mietervereine­hagen.de
Instagram: mieterverein_hagen

Persönliche und telefonische 
Rechtsberatung für Mitglieder in der 
Geschäftsstelle und in den Außen­
stellen nur nach Voranmeldung! 

 Öffnungszeiten

Montag  bis  Donnerstag
8.00 bis 17.00 Uhr

Freitag
8.00 bis 13.00 Uhr

Samstag
8.30 bis 12.30 Uhr

Unsere Rechtsberater:
Rechtsanwalt Stefan Wintersohle
Rechtsanwältin Dorchanaj Pohanyar
Assessor jur. Frank Beitz 
Assessorin jur. Ann­Kristin Asbach
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Die Rückzahlung der Mietkaution 
am Ende des Mietverhältnisses 
führt nach Angaben des Deutschen 
Mieterbundes immer wieder zu 
Streit zwischen den Mietvertrags-
parteien. So auch die Frage, ob Ver-
mietende bereits verjährte 
Schadensersatzansprüche aufgrund 
einer Beschädigung der Mietsache 
mit dem Anspruch der Mietenden 
auf Rückzahlung der Kaution ver-
rechnen dürfen. Dies wurde bisher 
in der Rechtsprechung der Amts- 
und Landgerichte unterschiedlich 
beurteilt, jetzt aber vom Bundesge-
richtshof höchstrichterlich ent-
schieden. „Keine gute Entschei-
dung für Mieterinnen und Mieter, 
denn dieses Urteil verkennt ihr In-
teresse an schneller Rechtssicher-
heit über ihr Mietkautions-
guthaben“, kommentiert der Präsi-
dent des Deutschen Mieterbundes 
(DMB), Lukas Siebenkotten, das 
vom Bundesgerichtshof verkünde-
te Urteil (Az. VIII ZR 184/23, Auf-
rechnung mit verjährten Schadens-
ersatzforderungen wegen Beschä-
digung der Mietsache gegen den 
Kautionsrückzahlungsanspruch).

 Die Mietkaution dient der Si-
cherheit von Vermietenden. Ha-
ben sie am Ende des Mietver-
hältnisses noch berechtigte Forde-
rungen gegen Mietende (etwa 
rückständige Mieten oder Betriebs-
kostennachzahlungen), dürfen sie 
die entsprechende Summe mit 
dem Kautionsguthaben verrech-
nen und müssen dann nur ein ge-
gebenenfalls verbleibendes Rest-
guthaben zurückzahlen.

Mit Blick auf Schadensersatzan-
sprüche gilt grundsätzlich: Hat der 
Mietende die Wohnung beschä-
digt, darf der Vermietende noch 
bis zu sechs Monate nach Woh-
nungsrückgabe wahlweise die Re-
paratur der Schäden oder 
Geldersatz verlangen. Danach ist 
sein Anspruch verjährt. Unter zwei 
Voraussetzungen darf der Vermie-
tende seine Forderung dann aber 
trotz Verjährung noch mit dem 
Kautionsguthaben des Mietenden 
verrechnen: Die Forderung des Ver-
mietenden darf noch nicht ver-
jährt gewesen sein, als erstmals eine 
Aufrechnung mit dem Kautions-
guthaben der Mietpartei möglich 

BGH­Urteil
zum Nachteil 
der Mieter 

wurde, und die zu verrechnenden 
Ansprüche (also der Kautionsrück-
zahlungsanspruch und der An-
spruch des Vermietenden) müssen 
„gleichartig“ sein. Beide Forderun-
gen müssen in diesem Fall also die 
Zahlung eines Geldbetrages bein-
halten.

Nach überwiegender Recht-
sprechung muss der Vermietende 
dem Mietenden innerhalb der 
sechsmonatigen Verjährungsfrist 
mitgeteilt haben, dass er statt der 
Reparatur Geldersatz wegen der Be-
schädigung der Mietsache fordert. 
Nur in diesem Fall habe der Ver-
mietende noch in nicht verjährter 
Zeit die Voraussetzungen für eine 
mögliche Aufrechnung mit zwei 
gleichartigen, auf Geldzahlung ge-
richteten Forderungen geschaffen 
und könne dann auch noch nach 
Ablauf der Frist seine Schadenser-
satzforderung mit der Kaution ver-
rechnen. 

Der Bundesgerichtshof ent-
schied nun zum Nachteil von Mie-
terinnen und Mietern anders.  Die 
Barkaution diene der Sicherung al-
ler Ansprüche des Vermietenden, 

so der Bundesgerichtshof. Er müsse 
„auf einfache Weise“ durch Auf-
rechnung mit dem Kautionsgutha-
ben seine Schadensersatz-
ansprüche befriedigen. Ob der Ver-
mietende innerhalb der Verjäh-
rungsfrist sein Wahlrecht – 
Reparatur oder Geldersatz – ausge-
übt habe, dürfe daher keine Rolle 
spielen.
 „Mieter können leider nicht 
darauf vertrauen, dass sie nicht 
nach mehr als einem halben Jahr, 
nachdem sie die Wohnung ge-
räumt haben, mit Schadensersatz-
forderungen ihres Vermietenden 
wegen angeblicher Beschädigun-
gen der Mietsache konfrontiert 
werden. Gerade die Frage, ob An-
sprüche wegen Beschädigungen an 
der Mietsache berechtigt sind, sind 
oft streitig. Mietern bleibt nun im 
Endeffekt nichts Anderes übrig, als 
ihren Anspruch auf Rückzahlung 
der Kaution klageweise durchzu-
setzen, sollte der Vermietende Tei-
le der Kaution wegen angeblicher 
Schäden in der Wohnung unbe-
rechtigt einbehalten“, so Sieben-
kotten. (dmb)

Wann und wie muss eine Kaution gezahlt werden ­ Fragen und Antworten
Die §§ 551 und 566a BGB regeln die 
Mietkaution für Wohnungsmietver­
hältnisse. Vertragliche Vereinbarun­
gen, die zum Nachteil des Mieters 
vom Gesetz abweichen, sind unwirk­
sam. 
Wie hoch darf die Kaution sein? 
Höchstens drei Monatsmieten, wobei 
die Betriebs­ und Heizkosten nicht 
mitzählen. 
Wie und wann wird die Kaution ge­
zahlt? 
Üblicherweise als Barkaution, also in 
Geld. Es kann aber auch eine Bürg­
schaft oder ein Pfand vereinbart wer­
den. Eine Geldzahlung kann in drei 
gleichen monatlichen Raten erfolgen, 
die erste Rate ist bei Mietbeginn fäl­
lig. 
Und wo bleibt das Geld? 
Der Vermieter muss es von seinem 
Vermögen getrennt bei einer öffentli­
chen Sparkasse oder einer Bank an­
legen. Die Anlage muss zu dem für 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündi­

legt ist. Aus der Kontobezeichnung 
muss ersichtlich sein, dass es sich 
nicht um Geld des Vermieters han­
delt. 
Das Mietverhältnis ist beendet. 
Kann ich sofort die Rückzahlung 
beziehungsweise Freigabe der 
Kaution verlangen? 
Nur, wenn Einigkeit darüber besteht, 
dass der Vermieter keine Ansprüche 
mehr gegen Sie hat. Ansonsten hat 
der Vermieter angemessene Zeit, 
sich über Gegenansprüche schlüssig 
zu werden und eine Kautionsabrech­
nung zu erstellen. Das neue Urteil 
des BGH (siehe oben) macht aber 
nun klar, dass der Vermieter auch 
nach sechs Monaten noch  Ansprü­
che geltend machen kann.

Weitere Informationen zum Thema 
Kaution finden Sie auf unserer In­
ternetseite mieterverein­hagen.de 
im Bereich Service/Ratgeber.

gungsfrist üblichen Zinssatz erfolgen. 
Bekomme ich die Zinsen jährlich 
ausgezahlt? 
Nein, sie werden zum Kautionsgut­
haben dazugeschrieben (das auf die­
sem Wege sogar mehr als drei 
Monatsmieten betragen kann). Sie 
können aber erst nach Mietende dar­
über verfügen. 
Müssen Zinsen auch gezahlt wer­
den, wenn der Vermieter die Kauti­
on gar nicht zinsbringend 
angelegt hat? 
Dann muss der Vermieter Scha­
densersatz in der Höhe leisten, wie 
die Zinsen angefallen wären. 
Wenn ich Zweifel habe, ob der Ver­
mieter die Kaution ordnungsge­
mäß angelegt hat: Was ist zu tun? 
Sie haben Anspruch auf den Nach­
weis, wo Ihr Geld sich befindet. For­
dern Sie den Vermieter auf, den 
Nachweis zu führen, bei welcher 
Bank unter welcher Kontonummer 
und ­bezeichnung die Kaution ange­

Informationen zur Mietkaution

Tipp: Verlangen sie immer einen 
Nachweis für die Kaution!


